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2023 ist Schluss mit der Diskretion
Bei den kommenden nationalen Wahlen greifen erstmals Transparenzregeln – der Bundesrat hat nun die Details festgelegt

FABIAN SCHÄFER, BERN

Sie haben es selber so gewollt. Die Par-
teien können sich nicht darüber be-
schweren, dass sie bald relevante Teile
ihrer Buchhaltung und ihrer Spender-
listen offenlegen müssen. Es waren
ihre eigenen National- und Ständeräte,
die letztes Jahr zum Schluss kamen,
nun müssten die politischen Geldflüsse
offengelegt werden. Bis anhin hatten
die Bürgerlichen die Privatsphäre hoch-
gehalten, während die Linke gern über
die «Dunkelkammer» der Schweizer
Politikfinanzierung schimpfte.

Unter dem Druck einer Volksinitia-
tive hat das Parlament schliesslich Trans-
parenzregeln für nationale Urnengänge
eingeführt. Betroffen sind auch Komi-
tees und andere Akteure, die sich in Ab-
stimmungs- oder Wahlkämpfen engagie-
ren. Mit Ausnahme der SVP haben alle
Parteien der neuen Regulierung zuge-
stimmt. Wer will schon gegen Transpa-
renz sein? Das war im Juni 2021.

Bis zu 40000 Franken Busse

Nun gilt es ernst. Am Mittwoch hat
der Bundesrat die Details der Umset-
zung festgelegt. Weil die neuen Regeln
bereits für die nationalen Wahlen 2023
gelten sollen, müssen sie nun schon am
23. Oktober in Kraft treten. Gemäss
Vorgabe des Parlaments muss die Her-
kunft aller Spenden deklariert werden,
die in den zwölf Monaten vor der Wahl
eingehen und den Betrag von 15 000
Franken pro Person übersteigen.

Das bedeutet zum einen: Wer jetzt
noch eine Wahlspende tätigen will,
ohne dass dies bekannt wird, sollte dies
rasch tun. Zum anderen müssen sich
nun alle politischen Akteure so einrich-
ten, dass sie den neuen Pflichten nach-
kommen können. Beispielsweise ist
eine nachträgliche Meldung auch dann
fällig, wenn ein Spender die Schwelle
von 15 000 Franken nicht mit einer ein-
zigen Überweisung übertrifft, sondern
mit mehreren, über das Jahr verteilten
Zuwendungen. Wer die Offenlegungs-

pflichten verletzt, muss mit Bussen bis
40 000 Franken rechnen.

Der administrative Kraftakt ist nicht
zu unterschätzen. Die Kampagnen für
die Nationalratswahlen finden auf Bun-
desebene und in den 26 Kantonen statt.
Entsprechend gross ist die Zahl natio-
naler und regionaler Komitees von Par-
teien,Verbänden und anderen Organisa-
tionen. Die neuen Regeln gelten für sie,
wenn ihr Gesamtbudget 50 000 Franken
übersteigt.Sie müssen dem Bund 45Tage
vor den Wahlen (Anfang September
2023) die budgetierten Einnahmen und
Grossspenden melden.Weitere Spenden
müssen sie innert 5 Arbeitstagen nach-

melden. 60 Tage nach den Wahlen soll
die Schlussrechnung vorliegen.

Hinter den Kulissen sorgte die Um-
setzung bis kurz vor Torschluss für hit-
zige Diskussionen. Die Eidgenössi-
sche Finanzkontrolle (EFK) drohte
mit Obstruktion, weil sie die Pläne des
Bundesamts für Justiz als zu zahm er-
achtete. Die EFK ist für die Anwendung
der neuen Regeln zuständig: Sie muss
die Meldungen der politischen Akteure
sammeln und veröffentlichen sowie
Stichprobenkontrollen durchführen.

Welche Parteien die Finanzinspek-
toren unter die Lupe nehmen und wie
viele Kontrollen sie insgesamt durch-

führen: All dies überlässt der Bundes-
rat dem Gutdünken der EFK. Dennoch
drohte deren abtretender Direktor vor
der Sommerpause, die Sache eskalie-
ren zu lassen: Wenn der Bundesrat der
Finanzkontrolle keine schärferen Instru-
mente in die Hand gebe, werde sie diese
Aufgabe nicht übernehmen. Gemäss
Juristen des Bundes war das ein Bluff;
die EFK könne sich in diesem Fall gar
nicht querlegen. Das änderte nichts
daran, dass die hitzigen Diskussionen
anhielten.

Nun hat der Bundesrat Klarheit ge-
schaffen. Die Korrekturen, die er im
Sinne der EFK vorgenommen hat, fallen

eher kosmetisch aus. So war zum Bei-
spiel vorgesehen, dass die EFK allfällige
Kontrollen vor Ort – in Partei- oder Ver-
bandszentralen – nur mit Zustimmung
der Akteure vornehmen darf. Darauf
hat der Bundesrat nun verzichtet. In
der Sache dürfte das wenig ändern. In
den Erläuterungen ist festgehalten, dass
die EFK keine Zwangsmittel hat, um
Kontrollen durchzusetzen. Deshalb sol-
len ihre Besuche «nach vorgängiger Ab-
sprache» erfolgen.

Vorverurteilung vermeiden

Ein zweiter Streitpunkt betrifft eine
knifflige Frage: Muss die EFK einge-
reichte Budgets und Spenderlisten auch
dann kommentarlos publizieren, wenn
der Verdacht besteht, dass sie unvoll-
ständig sind? Die EFK möchte in sol-
chen Fällen «Hinweise» anbringen. Dar-
aus ginge etwa hervor, dass ihre Kon-
trolle «Abweichungen» ergeben habe.

Daraus wird nun aber nichts: Der
Bundesrat erlaubt der EFK nicht, «straf-
rechtlich relevante Verdachtszuweisun-
gen» vorzunehmen. Nur ganz allge-
mein darf sie darauf hinweisen, dass
sie die Richtigkeit aller Angaben nicht
gewährleistet. Alles Weitere wäre aus
Sicht des Bundes wegen der unvermeid-
lichen Vorverurteilung der betroffenen
Akteure vor dem Urnengang zu heikel.
Daran liesse sich nichts mehr ändern,
wenn sich später zeigen sollte, dass die
EFK mit ihrem Verdacht danebenlag.
Die Abklärung von Verdachtsfällen ob-
liegt der kantonalen Justiz.

Man darf auf die Früchte der neuen
Transparenz gespannt sein. Die Wahlen
sind der erste Testlauf; der zweite folgt
Anfang 2024, wenn die Parteien erst-
mals Eckdaten ihrer Jahresrechnung
offenlegen müssen (Gesamteinnahmen,
grosse Spenden,Abgaben von Mandats-
trägern). Mitte 2024 will das Justizdepar-
tement eine erste Analyse präsentieren.
Zum Teil sind die Erwartungen an die
neuen Regeln so hoch, dass es erstaun-
lich wäre, wenn nicht bald der Ruf nach
einer Verschärfung ertönen würde.

Wer einer Partei eine grosse Spende zukommen lassen will, ohne dass dies bekannt wird, muss sich beeilen. MANUELA JANS-KOCH / LZ

Lehrer drohen in Routine zu ersticken
Eine neue Studie zeigt, dass Lehrpersonen zu wenig Zeit haben, um über die Qualität des Unterrichts nachzudenken

ERICH ASCHWANDEN

Am Montag hat ausser im Tessin in
sämtlichen Kantonen die Schule wie-
der begonnen. Der Lehrermangel, die
Eingliederung von ukrainischen Flücht-
lingskindern und die Auswirkungen des
integrativen Unterrichts sind nur ein
paar Herausforderungen, vor denen
Lehrpersonen und Schulleitungen ste-
hen. Doch obwohl sich diese Probleme
fast überall stellen, gehen die Beteilig-
ten unterschiedlich damit um. Mit dem
Ergebnis, dass Schülerinnen und Schü-
ler in der einen Schule mehr lernen als
in anderen.

In einer grossangelegten Studie
haben die Bildungsforscherinnen Katha-
rina Maag Merki und Andrea Wullschle-
ger an der Uni Zürich nach Antworten
auf diese Frage gesucht, warum Schulen
so unterschiedlich sind. Während vier
Jahren haben sie dazu am Institut für
Erziehungswissenschaft 59 Primarschu-
len in 14 Deutschschweizer Kantonen
wissenschaftlich untersucht.An der vom
Schweizerischen Nationalfonds finan-
zierten Untersuchung haben sich über
1600 Lehrpersonen und Schulleitungen
sowie über 1600 Schülerinnen und Schü-
ler der 5. Klasse beteiligt.

Corona als Prüfstein

Wissenschaftlich gesprochen geht es um
die Schulentwicklungskapazität. Dies
ist gemäss Maag Merki die Fähigkeit
einer Schule, auf Herausforderungen
kompetent zu reagieren und das schu-
lische Angebot so weiterzuentwickeln,
dass die Schüler besser lernen und die

Lernziele erfolgreich erreichen können.
«Jede Schule kann selber viel bewirken»,
stellt Wullschleger nach Abschluss der
Untersuchung fest. «Das hat sich bei-
spielsweise während der Corona-Pande-
mie sehr deutlich gezeigt.» Während ei-
nige Schulen zumindest in der Anfangs-
phase überfordert gewesen seien, hätten
andere praktisch aus dem Nichts einen
qualitativ hochstehenden Unterricht auf
die Beine gestellt.

Die Ergebnisse zeigen grundsätzlich,
dass eine grosse Mehrheit der Lehrperso-
nen der Meinung ist,dass sie gemeinsame
Ziele an der Schule verfolgen und sich
gegenseitig zu pädagogischen Fragen aus-
tauschen. 34 Prozent der Lehrpersonen
geben an, dass ihre Schulleitung sie eher
ermuntert, für dieWeiterentwicklung der
Schule neue Ideen zu suchen oder zu dis-
kutieren.Weitere 39 Prozent sind derAn-
sicht,dass dies der Fall sei,und 22 Prozent
sind sogar der Meinung,dass dies sehr der
Fall sei. Nur sehr wenige Lehrpersonen
nehmen dies nicht wahr.

Gemäss den Erkenntnissen des For-
scherteams gibt es verschiedene Bau-
steine, die dazu beitragen, dass eine
Schule die ständig grösser werdenden
Herausforderungen gut meistern kann.
Sehr wichtig ist, dass die Lehrpersonen
untereinander und mit der Schulleitung
ständig im Gespräch sind und eine gute
Kooperationspraxis aufbauen. Zentral
ist auch eine gute Fehlerkultur, die es er-
möglicht, den Unterricht zu analysieren
und auf Schwierigkeiten zu reagieren.

Schulen, in denen Lehrpersonen in
Teams arbeiten und regelmässig über
die Weiterentwicklung der Qualität des
Unterrichts nachdenken, haben in der

Studie besser abgeschnitten als Schulen
mit losen Organisationsformen.

«Wichtig ist auch, dass Schulen regel-
mässig ihre Routinen überprüfen», er-
klärt Maag Merki. Es gehe darum zu er-
kennen,welche eingeschliffenenAbläufe
funktionieren und welche nicht. Schulen,
denen es gelinge,diese Routinen anzupas-
sen, würden gegenwärtig auch besser mit
dem Lehrermangel und den damit ver-
bundenen Schwierigkeiten fertigwerden.

Viele administrative Tätigkeiten

Um zu diesen Erkenntnissen zu kom-
men, wurden in den beteiligten Schu-
len Soziale-Netzwerk-Analysen durch-
geführt. Ausserdem erfassten die Lehr-
personen während dreier Wochen über
eine App ihre Arbeitstätigkeiten ausser-
halb des Unterrichts. «Dabei haben wir
festgestellt, dass die Lehrpersonen zahl-
reiche administrative Tätigkeiten aus-
führen und zu wenig über die Gestal-
tung des Unterrichts nachdenken kön-
nen», betont Wullschleger. Woran dies
liege, müsse kritisch diskutiert wer-
den. «Denn je mehr Lehrpersonen über
Unterricht und Förderung der Schüle-
rinnen und Schüler reflektieren, desto
eher erleben sie ihre Tage als ergiebig
und sind zufrieden, ohne dass sie sich
aber belasteter fühlen.»

Allerdings zeige sich gerade hier ein
grosses Problem. «Schulleitungen sind
häufig nur fünf Jahre im Amt. Das ist
in der Regel zu wenig, um substanzielle
Änderungen in einer Schule bewirken
zu können», moniert Maag Merki. Ne-
gativ wirkt sich auch aus, dass Lehr-
personen und Schulleitungen in den

letzten Jahren zu viele Reformen ver-
dauen mussten, die nicht selbst gewählt
waren. «Die eigene Qualitätsarbeit und
die Weiterentwicklung von Dingen, die
für die eigenen Schülerinnen und Schü-
ler wichtig sind, haben dann fast keinen
Platz mehr», erklären die Erziehungs-
wissenschafterinnen.

Neben den Schulleitungen und den
Lehrern ist nun die Politik gefragt, die
dafür sorgen muss,dass sich die Rahmen-
bedingungen so verbessern,dass Schulen
an ihrer Routine arbeiten und die Quali-
tät ihrer Arbeit verbessern können. Der
Kanton St. Gallen hat bereits reagiert
und erste Impulse aus der Studie aufge-
nommen. Auch andere Kantone haben
Interesse an den Resultaten. In einem
neuen Projekt wollen Maag Merki und
Wullschleger nun abklären, welche Aus-
wirkungen ein Coaching für Lehrer-
teams haben, um nicht mehr taugliche
Routinen zu reflektieren und sich den
neuen Situationen anzupassen.

Leistungsgesellschaft –
welche Schule braucht der Mensch?
15. 9. 2022, 18.30 Uhr, NZZ-Foyer, Zürich,
und online.

Bildung ist für globalisierte Leistungs-
gesellschaften eine kapitale Ressource.
Indes setzt der Exzellenzanspruch die
Schulen unter Stress.Wie bewährt sich
das duale Bildungssystem der Schweiz?

Tickets unter nzz.ch/live

Impfstoff gegen
Affenpocken
kommt
Der Bund kauft 40 000 Dosen

haa. · Nach langem Zögern beschafft
der Bund nun doch noch Impfstoff
gegen die Affenpocken. Das hat er nach
seiner Sitzung vom Mittwoch mitgeteilt.
Konkret will er 40 000 Dosen kaufen.
Die Regierung geht davon aus, dass es
in der Schweiz ungefähr 20 000 Impf-
willige gibt. Bis anhin ist der Impfstoff
der Herstellerfirma Bavarian Nordic
allerdings gar nicht zugelassen in der
Schweiz. Laut Mitteilung des Bundesrats
dürfte das bis zum Zeitpunkt der Lie-
ferung so bleiben. Der Impfstoff kann
trotzdem verabreicht werden, sofern be-
troffene Personen über die Nichtzulas-
sung informiert worden sind.

Der Bundesrat war jüngst in die Kri-
tik geraten, weil er bei der Beschaffung
der Dosen gezögert hatte. Der Verband
Pink Cross, der schwule und bisexuelle
Männer vertritt, fordert seit Wochen Zu-
gang zu einer Impfung. «Besser spät als
nie!», teilte der Verband am Mittwoch
mit. Man bezweifle aber, dass die be-
stellte Anzahl Dosen ausreichen werde,
hiess es in einer Mitteilung. «Das Ziel
muss sein, dass sich alle impfen lassen
können, die das wollen und brauchen.
Das heisst: alle Männer, die Sex mit
Männern und regelmässig wechselnde
Partner haben», sagte der Geschäfts-
führer Roman Heggli. Mit über 400 be-
stätigten Fällen hat die Schweiz im Ver-
gleich zu den Nachbarländern eine hohe
Inzidenz. Einige Impfwillige hatten zu-
vor versucht, in französischen Impf-
zentren an die Impfung zu kommen. Sie
wurden dort allerdings abgewiesen.
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